
 Beilage: 
 zur Sitzung des Sozialausschusses 
 am 22.10.2026 

 
Benchmarking 2025: Monitoring zu den Leistungen nach dem SGB XII, SGB II, 
AsylbLG und der Wohnungsnotfallprävention 
 
 
1. Monitoring 2025 

 
Die Stadt Nürnberg ist seit dem Jahr 2000 Mitglied im Benchmarkingkreis der großen Großstädte 
Deutschlands, dessen Zielsetzung es ist ausgewählte Sozialleistungen zu betrachten und zu ver-
gleichen. Die Zusammensetzung, die betrachteten Sozialleistungen und das Berichtswesen haben 
sich seither inhaltlich und auch bezüglich der Rahmenbedingungen und Formate weiterentwickelt. 
Koordiniert wird das Projekt von der Hamburger Beratungsfirma con_sens (www.consens-
consulting.de). 
 
Da die Hansestadt Bremen seit 2025 nicht mehr am Benchmarking teilnimmt, sind es aktuell zwölf 
Städte sowie die Region Hannover, die für einen Vergleich zahlreiche Basiszahlen liefern. Aus die-
sen werden ausführliche Kennzahlensets zur Betrachtung der Leistungen nach dem SGB XII (So-
zialhilfe), dem SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende), dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) und der Prävention von Wohnungsnotfällen erstellt. Zudem erfolgt ein qualitativer Aus-
tausch in Form von Fachdialogen, Fachtagen und Städteumfragen. Dadurch wollen die beteiligten 
Städte, zum Beispiel durch Erkennen von „Best Practices“, voneinander lernen und profitieren. 
 
Nach einer Konsolidierung des Kennzahlenvergleichs und des zugehörigen Berichtswesens wurde 
der Kennzahlenkatalog aktualisiert und der Monitoringbericht ab dem Berichtsjahr 2023 neu ge-
fasst. Der nun vorliegende Bericht für das Berichtsjahr 2025 enthält für jeden der genannten Leis-
tungsbereiche ein zweiseitiges sogenanntes Faktenboard mit den wichtigsten Eckdaten. Er wurde 
bereits veröffentlicht und steht auf der Website des Benchmarkingkreises (www.benchmarking-
grossstaedte.de) unter Monitoring > Veröffentlichungen zum Download zur Verfügung. 
 
In dieser Vorlage wird auf die allgemeinen Ergebnisse des Kennzahlenvergleichs 2025 und im Be-
sonderen auf die Entwicklungen in der Stadt Nürnberg eingegangen. 
 
 
2. Rahmenbedingungen 

 
a) Andauernde Auswirkungen des Krieges in der Ukraine 

 
Der Einfluss der im Leistungssystem befindlichen Geflüchteten aus der Ukraine war nach wie 
vor deutlich. So bezogen Ende 2025 weiterhin ca. 7.000 ukrainische Staatsangehörige lau-
fende existenzsichernde Leistungen, davon ca. 5.500 im SGB II, ca. 200 im 3. Kapitel SGB XII 
(Hilfe zum Lebensunterhalt), ca. 1.000 im 4. Kapitel SGB XII (Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung) und ca. 250 im AsylbLG. Die Verhältnisse sind nicht statisch, wegen Ar-
beitsaufnahme, Umzug oder Tod ausscheidende Personen wurden durch entsprechende Neu-
ankömmlinge wieder ausgeglichen. 
 
Viele Ukrainer sind zwar inzwischen auf dem Wohnungsmarkt untergekommen. Dennoch wa-
ren Ende 2025 nach wie vor ca. 500 Haushalte mit ca. 1.000 Personen als wohnungssuchend 
gemeldet, davon waren etwa 50 % als sogenannte Fehlbeleger in Gemeinschaftsunterkünften 
in Nürnberg untergebracht. 
 
Die wegen des Krieges zunächst stark gestiegenen Heizkosten haben sich auch im Berichts-
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jahr wieder konsolidiert, dennoch waren die durchschnittlichen monatlichen Heizkosten pro Be-
darfsgemeinschaft im Dezember 2025 fast 50 % höher als im Dezember 2021. 
 

b) Rechtliche Änderungen 
 
Nach den recht deutlichen Regelbedarfserhöhungen in den Jahren 2023 und 2024 gab es für 
2025 hier eine Nullrunde. Bei den Leistungen nach § 3 AsylbLG führte die Neuberechnung zu 
einem leichten Absinken. 
 
In Nürnberg wurden auf Basis eines „schlüssigen Konzepts“ zum 01.01.2025 die Richtwerte für 
die Angemessenheit der Kosten der Unterkunft (KdU) erhöht, was besonders für 3- und 4-Per-
sonen-Bedarfsgemeinschaften etwas deutlicher ausfiel. Dies beeinflusste die durchschnittli-
chen Leistungshöhen für KdU in begrenztem Ausmaß. 
 
Außerdem wurden die Wohngeld-, Kindergeld- und Kinderzuschlagbeträge angepasst, was 
-als vorrangige Leistungen- begrenzte Auswirkungen auf die Leistungsbeziehenden und Leis-
tungshöhen insb. in SGB II und SGB XII hatte. 

 
 
3. Gesamtentwicklung 
 

Die Transferleistungsquote zeigt den Anteil der Personen, die auf existenzsichernde Leistungen 
nach dem SGB II, SGB XII und AsylbLG angewiesen sind und gibt einen Überblick über die Ge-
samtentwicklungen in den teilnehmenden Großstädten. Die Quote wird ganz überwiegend durch 
das SGB II beeinflusst, da etwa drei Viertel aller beinhalteten Leistungsbeziehenden (LB) aus die-
sem Rechtskreis kommen. 
 

 
 
Bei allen Städten ist die Transferleistungsquote 2025 gesunken. Auch in Nürnberg fiel der Wert 
2025 wieder auf das Niveau von 2023 zurück, weil die Inanspruchnahme im SGB II nach Jahren 
des Anstiegs rückläufig war. Insgesamt liegt Nürnberg hier weiterhin unter dem Mittelwert aller 
Städte. München ist nicht ausgewiesen, da keine Daten zum AsylbLG geliefert wurden. Dort hätte 
sich mit Sicherheit der geringste Wert aller Städte ergeben, da in München die SGB II-Quote mit 
Abstand am niedrigsten ist.  
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4. Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) 

 
Die Dichte der Regelleistungsberechtigten (RLB) pro 1.000 Einwohnerinnen und Einwohnern (EW) 
im SGB II war 2025 in Nürnberg, wie bei nahezu allen anderen Städten, leicht rückläufig. Der 
Nürnberger Arbeitsmarkt zeigte sich stabil, gleichzeitig kamen weitere Effekte hinzu. 
 
Einerseits sank die Zahl der Geflüchteten im SGB II durch nachlassenden Zuzug, insb. aus dem 
Nahen Osten und aus der Ukraine, während LB im Bestand verstärkt in Arbeit integriert werden 
konnten, z. B. durch die Unterstützung des sog. „Job-Turbos“. Mit diesem Bündel an Maßnahmen 
(Sprachkurse, Qualifizierung, intensive Beratung und Vermittlung) sollten seit Herbst 2023 vor al-
lem geflüchtete Menschen im Bürgergeld – insbesondere aus der Ukraine – schneller in reguläre 
Beschäftigung vermittelt werden. Weiterhin schafften viele Haushalte durch die vorrangige Inan-
spruchnahme von Wohngeld und Kinderzuschlag den Sprung aus dem Leistungsbezug im SGB II, 
was sich am gesunkenen Anteil der Bedarfsgemeinschaften (BG) mit Kindern an allen BG nieder-
schlägt. 
 
Obwohl die Regelsätze für das Jahr 2025 nicht angehoben wurden, zeigte sich bei den Gesamt-
ausgaben pro RLB dennoch ein leichter Anstieg um etwa 3 %. Dies ist überwiegend auf gestie-
gene Kosten der Unterkunft (KdU) zurückzuführen, in Nürnberg auch bedingt durch die Anhebung 
der entsprechenden Richtwerte zum 01.01.2025. 
 
Die laufenden anerkannten Durchschnittskosten für Unterkunft (ohne Neben- und Heizkosten) pro 
BG im SGB II entsprachen in Nürnberg 2025 fast genau dem Mittelwert aller teilnehmenden 
Städte. Der Anstieg im Vergleich zu 2024 ist mit 2,3 % dabei geringer ausgefallen als der Anstieg 
bei den laufenden tatsächlichen KdU (4,6 %). 
 

 
 
Dies ist einerseits auf die im SGB II vorgesehenen Kostensenkungsverfahren zurückzuführen, 
nachdem im Jahr 2024 die ersten Karenzzeiten aus dem Bürgergeld (seit 2023) ausgelaufen wa-
ren. Zum anderen gibt es diverse weitere Gründe für die Differenzen zwischen tatsächlichen und 
anerkannten KdU, insb. die Berücksichtigung von subjektbezogener Wohnraumförderung (EOF), 
die vom Sozialamt regelmäßig beleuchtet werden. 
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5. Sozialhilfe (SGB XII)  

 
Ein Dank gilt an dieser Stelle dem Bezirk Mittelfranken als überörtlichem Träger der Sozialhilfe für 
die Übermittlung von Daten für den Bereich der Stadt Nürnberg. Ohne die Datenlieferungen zu den 
Leistungen der Hilfe zur Pflege und (bei gleichzeitigem Bezug von Hilfe zur Pflege oder Eingliede-
rungshilfe) Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (GSiAE) bzw. Hilfen zur Gesund-
heit (HzG) wäre ein sinnvoller Vergleich mit den Städten außerhalb Bayerns aufgrund 
abweichender Zuständigkeitsregelungen nicht möglich. Die Anteile der LB, die die Leistungen di-
rekt vom Bezirk Mittelfranken erhalten, an allen LB in Nürnberg, betrugen ca. 12 % in der GSiAE 
und ca. 29 % in der HzG. 
 
Hilfe zum Lebensunterhalt – außerhalb von Einrichtungen (HLU - 3. Kap. SGB XII) 

Im Mittel aller Städte, die unterschiedliche Entwicklungen erfuhren, ging die Dichte der LB leicht 
zurück, in Nürnberg erfolgte eine Zunahme. Während in Nürnberg die Zahl der Geflüchteten aus 
der Ukraine mit HLU-Bezug 2025 leicht zurückgegangen ist (-7), setzte sich der Zuwachs bei an-
deren LB fort (+53), was insgesamt zu einer Steigerung um knapp 8 % führte. 
Dies ist hauptsächlich auf drei Betroffenengruppen zurückzuführen: 

 Verwandtenpflegefälle (Kinder, die bei Verwandten zur Pflege untergebracht sind und keinen 
erzieherischen Bedarf haben, erhalten keine Leistungen der Jugendhilfe) 

 vorübergehend erwerbsunfähige Personen, 

 Personen, die eine Altersrente erhalten, aber die Altersgrenze für Grundsicherung im Alter 
noch nicht erreicht haben 
 

Neben Dortmund ist Nürnberg die einzige Stadt im Benchmarkingkreis, bei der 2025 die durch-
schnittlichen Ausgaben pro Person im Vorjahresvergleich gesunken sind. Basierend auf den 2025 
nicht erhöhten Regelsätzen, ist der Rückgang auf einen Katalog unterschiedlicher Faktoren zu-
rückzuführen, z. B. weniger einmalige Aufwendungen bei Umzügen, gesunkene Heizkosten oder 
ein höherer Anteil an Fällen ohne Unterkunftskosten (nur Barbetrag für Inhaftierte). 
Besonders auffällig zeigt sich in Nürnberg der weiterhin überdurchschnittlich hohe Anteil der LB mit 
Altersrenten. Dass in Nürnberg besonders viele Personen Altersrenten in geringer Höhe HLU-
anspruch haben, kann einerseits auf einen hohen Anteil an Personen aus Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion (seit 2022 auch Ukraine) mit ausländischen Altersrenten, andererseits auf im Durch-
schnitt besonders niedrige Rentenansprüche, die überhaupt erst eine Leistungsberechtigung aus-
lösen, zurückgeführt werden. 
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Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung – außerhalb von Einrichtungen  
(GSiAE - 4. Kapitel SGB XII) 

Der Anspruch auf Grundsicherung im Alter wird überwiegend durch unzureichende Rentenansprü-
che aufgrund von unterbrochenen oder nicht in Deutschland verlaufenen Erwerbsbiografien verur-
sacht. Grundsicherung bei Erwerbsminderung ist dann erforderlich, wenn eine dauerhafte volle 
Erwerbsunfähigkeit vorliegt. In beiden Fällen reicht das vorhandene Einkommen nicht aus, um den 
Lebensunterhalt eigenständig zu bestreiten. 
 
Die Gesamtzahl der LB in der GSiAE stieg in Nürnberg im Jahr 2025 weiter von 11.408 auf 11.679 
Personen (+ 2,4 %). Dies schlug sich entsprechend in einer etwas höheren Dichte der LB pro 
1.000 EW nieder, die damit weiterhin etwas über dem Durchschnitt aller Städte liegt. 
Etwa ein Drittel der 2025 hinzugekommenen LB entfällt auf Geflüchtete aus der Ukraine, die ent-
weder direkt nach dem Zuzug nach Nürnberg auf diese Leistungen angewiesen waren oder vorher 
Leistungen nach SGB II bezogen, dann aber die Altersgrenze für die GSiA erreicht haben. 
Der Anteil der LB, die die Leistungen direkt vom Bezirk Mittelfranken erhalten, liegt seit Jahren 
stabil bei 11-12 % aller LB. 
 
Die Bruttoausgaben pro LB sind im Vergleich zu den beiden Vorjahren (jeweils mit deutlichen Re-
gelsatzerhöhungen) im Mittel nur moderat gestiegen, in Nürnberg und wenigen anderen Städten 
blieben sie wie nahezu unverändert. 
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Hilfen zur Gesundheit (HzG - 5. Kapitel SGB XII) 

Meist ergibt sich die Anspruchsberechtigung auf HzG aus dem Leistungsbezug nach SGB XII Ka-
pitel 3 (HLU) und Kapitel 4 (GSiAE), sofern die Personen nicht in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung pflicht-, familien- oder freiwillig versichert bzw. in einer privaten Basisversicherung 
abgesichert sind. Aufgrund einer im Vorjahresvergleich gesunkenen Fallzahl beim Bezirk Mittel-
franken, ist die Dichte der LB je 1.000 EW in Nürnberg leicht zurückgegangen, lag 2025 mit 3,10 
aber weiter deutlich über dem Mittelwert der Städte (2,41). 
 
Wenngleich die Gesamtauszahlungen in Nürnberg 2025 zurückgegangen sind, muss aufgrund des 
steigenden Durchschnittsalters der LB bei gleichzeitigen Kostensteigerungen im Gesundheitswe-
sen mit wachsenden Pro-Kopf-Ausgaben gerechnet werden, die bei stabiler Anzahl LB zur Ausga-
bensteigerungen bei der Stadt Nürnberg und beim Bezirk Mittelfranken führen würden. 
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Hilfe zur Pflege (HzP - 7. Kapitel SGB XII)  

Seit der Zuständigkeitsänderung im Rahmen des Bayerischen Teilhabegesetzes 2018 werden alle 
Leistungen der Hilfe zur Pflege direkt vom Bezirk Mittelfranken erbracht. 
 
Die Dichte der LB (ambulant und stationär) je 1.000 EW stieg im Mittel der Städte leicht weiter an, 
wohingegen sie in Nürnberg sogar leicht rückläufig war. Letzteres ist ausschließlich auf eine von 
1,30 auf 1,23 gesunkene Dichte bei den LB in der HzP außerhalb von Einrichtungen zurückzufüh-
ren. Der Bedarf verschob sich in Nürnberg also etwas von der ambulanten hin zur stationären HzP, 
was zu einer von 26,1 % auf 24,9 % gesunkenen „ambulanten Quote“ führte: 
 

 
 
Gleichzeitig führen die Kostensteigerungen in den Einrichtungen zu weiter steigenden Bruttoaus-
zahlungen pro LB mit HzP in Einrichtungen (in Nürnberg wie im Durchschnitt aller Städte von 2024 
auf 2025 um ca. 6 %). 
Die jährliche Bruttoauszahlungshöhe ist dabei in Nürnberg mit 26.641 Euro am höchsten (Mittel 
aller Städte: 19.759 Euro), während die niedrigsten Werte mit unter 12.000 Euro aus den Städten 
in den neuen Bundesländern gemeldet werden. 
Ein Vergleich mit München ist aufgrund fehlender Daten vom Bezirk Oberbayern leider nicht mög-
lich. 
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6. Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

 
Die Dichten der Personen mit Leistungen nach dem AsylbLG werden von der unterschiedlichen 
Verteilung der Asylsuchenden auf die Bundesländer (Königsteiner Schlüssel) und auf die Städte 
und Kreise (DVAsyl Bayern), von der Staatsangehörigkeit bzw. der Bleibeperspektive der Asylsu-
chenden und der Bearbeitung der Anträge durch das BAMF beeinflusst. Die Personen in Zentralen 
Aufnahmeeinrichtungen (ZAE) werden im Benchmarking nicht berücksichtigt, da es zum einen 
nicht in allen Städten ZAE gibt und zum anderen nicht in allen Bundesländern die örtlichen Träger 
für die Leistungserbringung nach AsylbLG in den ZAE zuständig sind. 
 
In Nürnberg bezogen 2025 am Jahresende 2.449 (2024: 2.860) Personen Leistungen nach dem 
AsylbLG, wovon ca. 800 (2024: ca. 1.100) Personen nicht in den Benchmarkingzahlen enthalten 
sind, weil sie in ZAE des Freistaats Bayern untergebracht waren. 
 
Die Dichte der Leistungsberechtigten im AsylbLG ist von 2024 auf 2025 im Mittel aller Städte, 
ebenso wie auch in Nürnberg, leicht zurückgegangen. Unter Berücksichtigung auch der Bewohner 
von ZAE lag die Dichte in Nürnberg 2025 bei ca. 4,5 (2024: 5,2) LB je 1.000 EW. 
 

 
 
Aufgrund der Rechtsänderung von 2024, wonach die Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet, die für 
den Erhalt von Leistungen nach § 2 AsylbLG (Leistungen analog SGB XII) maßgeblich ist, von 18 
auf 36 Monate erhöht wurde, sank der Anteil der Leistungsberechtigten mit Leistungen nach § 2 
AsylbLG im Jahresmittel 2025 erneut von ca. 35 % auf ca. 29 % (im Mittel aller Städte von ca. 
45 % auf ca. 35 %). 
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7. Wohnungsnotfallprävention (WNP) 

 
Aufgrund unterschiedlicher Zuständigkeiten, Ansätze, Prozesse und Personalressourcen in den 
Benchmarking-Städten gestaltet sich der Vergleich im Bereich WNP am herausforderndsten. 
 
In Nürnberg kümmert sich die Fachstelle Wohnungslosenhilfe des Sozialamts in Zusammenarbeit 
mit dem Sozialpädagogischen Fachdienst um von Wohnungslosigkeit bedrohte Haushalte. Mög-
lichst frühzeitig zu erbringende präventive Hilfen in Form von Beratungsleistungen und ggf. die 
Übernahme von Mietrückständen tragen dazu bei, Wohnungslosigkeit zu vermeiden. 
Die Investitionen in diese Leistungen, insb. in Form von ausreichend Personal, dürften dabei unter 
den möglichen Folgekosten zur Verwaltung von Obdachlosigkeit und Unterbringung in Obdachlo-
senunterkünften liegen. 
 
Steigende Wohnkosten schlagen auch bei der Übernahme von Mietrückständen zu Buche. In 
Nürnberg sind 2025 die durchschnittlichen Kosten zum Erhalt einer gefährdeten Wohnung im Vor-
jahresvergleich deutlich gestiegen. Neben teuren Einzelfällen könnte dies auch auf den gerichtlich 
bedingten Wegfall eines Höchstrichtwerts zur Übernahme zurückzuführen sein. 
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8. Fazit und Ausblick 

 
Positiv ist zu sehen, dass die Inanspruchnahme der im Benchmarking betrachteten existenzsi-
chernden Leistungen 2025 über alle Städte hinweg, darunter auch in Nürnberg, etwas zurückge-
gangen ist. Gleichzeitig sind aber problematische Entwicklungen zu erkennen: 
 

 Die gestiegene Inanspruchnahme von Wohngeld und Kinderzuschlag zeigt, dass nach wie vor 
viele Haushalte über Einkünfte verfügen, die nur knapp über dem Existenzminimum liegen. In-
sofern besteht die Gefahr, dass bei sich ändernden Rechtslagen, z. B. die für 2027 geplante 
Wohngeldreform, steigenden Mieten oder sinkenden Einkommen verstärkt existenzsichernde 
Sozialleistungen in Anspruch genommen werden müssen. 

 Insgesamt ist die Ausgabenlast für die Kostenträger trotz etwas gesunkener Inanspruchnah-
mequoten und Rückgängen bei den Asylbewerberleistungen wie in den Vorjahren gestiegen. 
Dies wird sich angesichts weiter steigender Kosten für das Wohnen und in der Pflege voraus-
sichtlich fortsetzen. Neben den bei der Stadt Nürnberg anfallenden Transferleistungsaufwen-
dungen dürfte sich dies mittelbar auch auf die Entwicklung der Bezirksumlage auswirken. 

 
Eine von der Bundesregierung eingesetzte Kommission aus Vertreterinnen und Vertretern ver-
schiedener Bundesministerien, Bundesländer und kommunaler Spitzenverbände hat, begleitet 
durch ein parlamentarisches Gremium, im Januar 2026 einen Bericht zur Reform des Sozialstaats 
veröffentlicht. Mit dem Ziel eines effizienteren Leistungsvollzugs wurden für die Handlungsfelder 
„Neusystematisierung von Sozialleistungen“, „Verbesserung von Erwerbsanreizen“, „Rechtsverein-
fachung“ und „Digitalisierung und Modernisierung der Verwaltung“ insgesamt 26 Empfehlungen 
vorgestellt, deren Umsetzung aktuell in diversen Gremien und Arbeitsgruppen geprüft und vorbe-
reitet wird. Dies wird zu strukturellen Änderungen führen, die sich auch in größerem Ausmaß auf 
die Leistungserbringung und damit auch auf das Berichtswesen auswirken werden (vgl. hierzu 
auch TOP 2 „Sozialstaatsreform – aktueller Bericht“ der Sitzung des Sozialausschusses vom 
22.10.2026). 
 
Die weitere Entwicklung bei den Anspruchsberechtigten und deren Leistungsansprüche in den 
kommenden Monaten und Jahren wird darüber hinaus voraussichtlich von folgenden Faktoren mit-
bestimmt: 
 

 die weiterhin rückläufige Zahl von Asylanträgen, die Auslastung von Nürnberger AnkER-De-
pendancen sowie die Anschlussunterbringung in Nürnberger Gemeinschaftsunterkünften (Zu-
weisungen durch die Regierung von Mittelfranken) 

 die Entwicklung von Wirtschaft und Arbeitsmarkt und die Folgen von unterbrochenen Erwerbs-
biografien 

 die Entwicklung des Wohnungsmarkts und der Kosten für das Wohnen 

 die demografische Entwicklung 
 
Es wird Aufgabe des Benchmarkings im Kreis der großen Großstädte bleiben, die Entwicklungen 
zu begleiten, zu vergleichen und zu erläutern. 
 
 
Oktober 2026 
Amt für Existenzsicherung und  
soziale Integration – Sozialamt 


